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1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass  

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grabowhöfe hat auf Antrag der Firma 

„solargrün“ GmbH (im Folgenden „solargrün“) in der Sitzung am 26.01.2022 ge-

mäß § 2 Abs. 1 S. 1 BauGB die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes Nr. 13 „Freiflächensolaranlage am Burgwall Louisenfeld“ beschlossen. 

Der Geltungsbereich des Baubauungsplans erstreckt sich über 9,9 ha entlang der 

Bahntrasse Berlin-Rostock. 

Entsprechend den gesetzlichen Anforderungen des Klimaschutzes dienen Photo-

voltaikfreiflächenanlagen (im folgenden Photovoltaikanlagen) der Erzeugung er-

neuerbarer Energien und darüber hinaus auch der Minderung des CO2- Aussto-

ßes und tragen so zur Mitigation des globalen Klimawandels bei. 
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2. Grundlagen der Planung   

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 

2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21 

November 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-

setzes vom 04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 

o Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. d. F. der Be-

kanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 

1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 

2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kom-

munalverfassung - KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 

(GVOBl. M-V 2011, S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 23. Juli 2019 (GVOBl. M-V S. 467) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-

setz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 

2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 

(BGBl. I S. 2240) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG 

M-V) Zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 

(GVOBl. M-V S. 221, 228)  

o Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz 

- LwaldG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 

870), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Mai 2021 

(GVOBl. M-V S. 790, 794 ) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Grabowhöfe in der aktuellen Fassung 

 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Amtliches Liegenschaftskataster, sowie Geodaten des Landesamtes für 

innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, Amt für Geoinformation, 

Vermessungs und Katasterwesen. 

o Lagebezugssystem: ETRS89. UTM 33N, EPSG-Code 25833; Höhenbezug 

DHHN2016 

o Modulbelegungsplan des Vorhabenträgers 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im Plan im Maßstab 

1:2.500 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von ca. 10 ha. Der Planungs-

raum erstreckt sich nördlich der Bahnstrecke Berlin-Rostock und südlich des 

Ortsteil Louisenfeld der Gemeinde Grabowhöfe, auf Teile der Flurstücke 22 und 

23/3 der Flur 6 in der Gemarkung Louisenfeld. 

 

 

4. Beschaffenheit des Plangebietes 

Die Erschließung des Vorhabenstandortes erfolgt durch eine bereits beste-

hende landwirtschaftliche Zuwegung, ausgehend von der Gemeindestraße 

„Zum Burgwall“, die weiter ausgebaut werden muss, um die westlich gele-

genen Modulreihen des Plangebiets zu erreichen.  

Der Vorhabenstandort umfasst Ackerflächen, die als solche intensiv ge-

nutzt werden.  

Als nächstgelegene Siedlungsstruktur befindet sich die bewohnte Ortslage 

Louisenfeld etwa 250 m nordöstlich des Planungsraumes.  

Innerhalb des Geltungsbereichs teilt sich die Modulbelegung in drei einzel-

ne Flächen, einerseits getrennt durch ein Biotop und andererseits getrennt 

durch die Gemeindestraße „Zum Burgwall“. 

Das Plangebiet verläuft entlang der Bahntrasse Berlin-Rostock innerhalb 

eines 110 m breiten Streifens. 

Es bestehen mehrere gesetzlich geschützte Biotope innerhalb des Gel-

tungsbereichs. Das größte ist ein Seggenried und Schilfröhricht, ein weite-

res wird nur zu einem kleinen Teil vom Geltungsbereich tangiert und stellt 

ein Feldgehölz mit Eichen dar, dieses ist auch gleichzeitig als Flächenna-

turdenkmal ausgewiesen. Im westlichen Randbereich des Plangebietes be-

findet sich ein naturnahes Feldgehölz. Das ganze Gebiet wird überlagert 

von dem Europäischen Vogelschutzgebiet „Klocksiner Seenkette, Kölpin 

und Fleesensee“. 
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5. Vorgaben übergeordneter Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-

nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 

und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Grabowhöfe ergeben sich 

die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus 

folgenden Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. 

Dezember 2008 (BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 2 Ab-

satz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. l S. 2808) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. 

Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 18. Mai 2016 (GVOBl. M-V S. 258) 

o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm 

Mecklenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS-LVO M-V) vom 15. Juni 2011 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen 

und Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist 

§ 4 Abs. 1 ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung 

und Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurtei-

len. In diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplan-

ten Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorher-

sehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeut-

samkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn in-

folge der Größe des Vorhabens, Auswirkungen zu erwarten sind, die über 

den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raum-

beeinflussung). 

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneu-

erbaren Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) 

LEP M-V 2016 soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und um-

weltverträgliche Energieversorgung bereitgestellt werden. Der Anteil er-

neuerbarer Energien soll dabei stetig wachsen. 

Im Programmsatz 5.3 (2) soll zum Schutz des Klimas und der Umwelt 

der Ausbau der erneuerbaren Energien auch dazu beitragen, Treibhaus-

gasemissionen so weit wie möglich zu reduzieren. Weitere Reduzierungen 

von Treibhausgasemissionen sollen insbesondere durch Festlegung von 

Maßnahmen  

– zur Energieeinsparung,  
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– der Erhöhung der Energieeffizienz,  

– der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale z. B. durch Nutzung 

der Geothermie sowie  

– der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen Klima- und Umwelt-

schutz in der Regional- und Bauleitplanung sowie anderen kommu-

nalen Planungen  

erreicht werden.  

Gemäß 5.3 (9) sollen Freiflächenphotovoltaikanlagen effizient und flä-

chensparend errichtet werden. Im zweiten Absatz wird das Ziel genannt, 

nur einen maximal 110 m breiten Streifen landwirtschaftlich genutzter Flä-

chen beiderseits von Autobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen für 

Freiflächenphotovoltaikanlagen zu nutzen. Der Zielsetzung des LEP wird in 

der vorliegenden Planung entsprochen. 

Hinsichtlich der Solarenergie sind in der Planungsregion Mecklenburgische 

Seenplatte zusätzliche textliche Vorgaben in dem dort geltenden Regiona-

len Raumentwicklungsprogramm (RREP MSE) zu beachten. Von Photovolta-

ik-Freiflächenanlagen freizuhalten sind nach Programmsatz 6.5 (6) RREP 

MSE): 

– Vorranggebiete Naturschutz und Landschaftspflege 

– Tourismusschwerpunkträume außerhalb bebauter Ortslagen 

– Vorranggebiet für Gewerbe und Industrie Neubrandenburg-Trollenhagen 

– Regional bedeutsame Standorte für Gewerbe und Industrie 

– Eignungsgebiete für Windenergieanalgen (Z) 

Grundsätzlich ergibt sich auch aus dem RREP MSE ein Bekenntnis zum 

weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien gemäß des LEP MV 2016.  

Dem kann die Gemeinde Grabowhöfe mit der vorliegenden Planung Rech-

nung tragen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Abbildung 1: Ausschnitt aus dem RREP MSE 

Planungsraum 
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Durch die Errichtung der PV-Freiflächenanlage wird die Nutzung der Er-

neuerbaren Energien gemäß Programmsatz 6.5 (4) RREP MSE weiter 

ausgebaut.  

Die laut Programmsatz 6.5 (6) RREP MSE freizuhaltenden Flächen wer-

den durch das Vorhaben nicht berührt. Eine negative Beeinträchtigung der 

Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Tourismus so-

wie der Forstwirtschaft ist aus landesplanerischer Sicht nicht zu erwarten. 

In der Festlegungskarte des Regionalen Raumentwicklungsprogramms 

Mecklenburgische Seenplatte wird der Planungsraum als Vorbehaltsgebiet 

Landwirtschaft dargestellt. In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft soll 

laut Programmsatz 3.1.4 (1) RREP dem Erhalt und der Entwicklung land-

wirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -stätten, […] ein besonderes Ge-

wicht beigemessen werden. Entsprechend ist eine Prüfung des Einzelfalls 

für die Belange der Landwirtschaft erforderlich.  

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige 

Ausformung einer bedarfsgerechten und Ressourcen schonenden Landwirt-

schaft mit anderen öffentlichen Belangen (hier: Ansiedlung von Gewerbe-

betrieben zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie im Sinne des allgemei-

nen Klimaschutzes) in Einklang gebracht werden kann.  

Bei der betroffenen Fläche handelt es sich vorliegend um einen Intensiv-

acker.  

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, soll die Nutzung 

des Solarparks als Zwischennutzung für einen Zeitraum von maximal 40 

Jahren befristet werden. Nach dem Rückbau des Solarparks ist eine land-

wirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich.  

Entsprechende verbindliche Regelungen dazu beinhaltet die Festsetzungs-

systematik des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.  

Als Folgenutzung wurde Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 18a BauGB mit der Zweckbestimmung Intensivacker festgesetzt.  

Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, dass sich der Flächenentzug 

nicht negativ auf die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft im Ge-

meindegebiet auswirkt. Anders ausformuliert: die bestehenden bzw. ver-

bleibenden Anbauflächen sollten den derzeitigen Nutzungsansprüchen der 

ansässigen Landwirte entsprechen. 

 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro-

gramm einer Gemeinde. Beispielsweise bildet der Flächennutzungsplan 

den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 

Abs. 2 S. 1 BauGB bestimmt ist. Die Gemeinde Grabowhöfe verfügt über 

keinen genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan.  
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Laut §8 BauGB Abs. 4 kann ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert, er-

gänzt oder aufgehoben werden, bevor der Flächennutzungsplan aufgestellt 

ist, wenn dringende Gründe es erfordern und wenn der Bebauungsplan der 

beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebiets nicht 

entgegenstehen wird. 

Durch eine Verzögerung der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans wäre die zeitnahe Verwirklichung der danach auch im öffentli-

chen Interesse der Gemeinde liegenden Investitionsentscheidung in Frage 

gestellt.  

Eine zeitnahe Realisierung des mit dem Bebauungsplan vorgesehenen Vor-

habens ist angesichts der Zielstellung des Gesetzes über den Vorrang Er-

neuerbarer Energien (EEG) geboten. 

Für das Plangebiet und seine Umgebung liegen keine konkreten Planungs-

und Entwicklungsabsichten der Gemeinde Grabowhöfe vor, die einer Ver-

wirklichung des auf dem Plangebiet beabsichtigten Vorhabens entgegen-

stünden. 
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6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept  

Aufgabe des Bebauungsplans ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß den in § 

1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu gewährleisten. Zur 

Gewährleistung einer städtebaulichen Ordnung und zur gestalterischen Einfluss-

nahme, im Sinne der baulichen Verdichtung, ist es erforderlich, diese Forderun-

gen über einen Bebauungsplan festzusetzen.  

Der Standort ist aus städtebaulicher Sicht ausdrücklich gut geeignet, weil durch 

seine direkte Nähe zur Bahnlinie keine Nutzungskonkurrenz mit anderen mögli-

chen städtebaulichen Entwicklungszielen besteht.  

 

6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Photovoltaikanlagen werden ausschließlich innerhalb der sonstigen Sonder-

gebiete „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) 

errichtet. Dabei werden die überbaubaren Grundstücksteile über die Baugrenze 

festgesetzt. 

Die Solaranlage wird eingefriedet. Diese Notwendigkeit ergibt sich einer-

seits daraus, dass es sich um eine elektrische Betriebsstätte handelt, zu 

welcher der Zutritt zu verwehren ist und andererseits aus versicherungs-

technischen Anforderungen. Diese Einfriedungen folgen dem natürlichen 

Geländeverlauf und werden in transparenter Ausführung (Maschendraht, 

Drahtgitter) errichtet.  

Die Zäune werden so angelegt, dass durchgehend ein Freihalteabstand 

zwischen Gelände und Zaununterkante von durchschnittlich 15 – 20 cm als 

Durchlass für Kleintiere eingehalten wird. Um Zutritt zu der Anlage zu er-

halten, werden verschließbare Tore in diesen Zaun integriert, die von 

Fachpersonal und Rettungsdiensten geöffnet werden können. Die Höhe der 

Zaunanlage, inklusive des Bodenabstandes wird 2,5 Meter nicht überstei-

gen. 

Für den Solarpark werden kristalline Module vorgesehen. Diese wandeln 

das Sonnenlicht in Strom um. Die einzelnen Module haben eine Leistung 

von bis zu 665Wp und die Abmessungen von ca. 2 Meter auf 1 Meter. 

Die Module werden auf Gestellen montiert. Diese bestehen aus verzinktem 

Stahl und werden in den Boden gerammt. Die statisch notwendige Ramm-

tiefe wird durch ein Bodengutachten einhergehend mit einer statischen 

Berechnung des Gestellherstellers ermittelt. In der Regel liegt diese bei 

ca. 150 cm. Die Module werden in einem Winkel von 20° bis 30° nach Sü-

den aufgeständert. Die derzeitige Planung sieht eine Montage von drei 

Modulen senkrecht übereinander vor, so dass bei einem Bodenabstand von 

80 cm zur Modulunterkante, eine Gesamthöhe von 330 cm erreicht wird. 

Die Länge eines einzelnen Tischs beträgt ungefähr 27 Meter. 
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Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebün-

delt an die Wechselrichter angeschlossen werden.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und 

die Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, 

richtet sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module 

sowie den nicht überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen. 

Die GRZ wird auf 0,7 festgesetzt, dass bedeutet das 70% der Sonderge-

bietsfläche von den Modultischen überstanden werden.  

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass sich die überbaute 

Fläche nicht mit der geplanten versiegelten Fläche deckt, denn im Sinne 

des Minimierungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das Schutzgut Bo-

den wurde durch den Vorhabenträger eine Bauweise gewählt, die die maß-

gebenden Bodenfunktionen auch unterhalb der Modultische weitestgehend 

nicht gefährdet. 

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil 

der Vorhabengrundstücke festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der bau-

lichen Nutzung realisiert werden darf. Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind 

keine Festsetzungen erforderlich, weil die Höhe baulicher Anlagen (H) in 

Metern über dem anstehenden Gelände zur Bestimmung des Maßes der 

baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von unnötigen Beein-

trächtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung Teil A 

festgesetzt wird. Für die Modultische und die geplanten Nebenanlagen wird 

nach derzeitigen Planungen des Vorhabenträgers eine maximale Höhe von 

4,0 m über Geländeoberkante nicht überschritten. Als unterer Bezugs-

punkt dient das anstehende Gelände. 

 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis so larer 

Strahlungsenergie“ (SO EBS) dient im Rahmen einer Zwischennutzung 

gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 

der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen Photovoltaikanlagen. 

Zulässig sind Modultische mit Solarmodulen sowie die für den Betrieb 

erforderlichen Nebenanlagen, Trafostationen, Anlagen für die Energie-

speicherung und -verarbeitung, Wechselrichterstationen und Zaunanla-

gen. Die Betriebsdauer der großflächigen Photovoltaikanlagen ist auf 40 

Jahre bis zum 31.12.2064 befristet (Befristung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB).  

2. Bis zum 31.12.2064 sind die innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Ener-

giegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ vorhandenen Modulti-

sche mit Solarmodulen, Trafostationen, Anlagen für die Energiespeicherung 

und - verarbeitung, Wechselrichterstationen und Zaunanlagen vollständig zu 

entfernen. Als Folgenutzung wird für das sonstige Sondergebiete „Energiege-
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winnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ Fläche für die Landwirt-

schaft im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festgesetzt. (Folgenutzung 

gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

3. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Energiege-

winnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) gemäß § 17 Abs. 

1 BauNVO auf 0,70 begrenzt. Eine Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 S. 2 

und 3 BauNVO ist ausgeschlossen.  

4. Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 4,0 m begrenzt. Als unterer 

Bezugspunkt gelten die innerhalb der Planzeichnung Teil A festgesetzten Hö-

hen in Meter über NHN im Bezugssystem DHHN2016 als vorhandenes Gelän-

de. 

 

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur           

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde 

über § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische 

Maßnahmen bzw. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft festzusetzen.  

 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bebaute Flächen durch 

die Einsaat von standortheimischem Saatgut oder durch Selbstbe-

grünung als extensive Mähwiese zu entwickeln. Die Mahd dieser Flä-

chen ist unter Berücksichtigung avifaunistischer Anforderungen und 

den speziellen Anforderungen von Offenlandbrütern, nicht vor dem 

15. Juli eines Jahres zulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzen-

schutzmitteln ist unzulässig.  

2. Die mit A gekennzeichnete Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist als Seggen- und 

binsenreiche Nasswiesen, als Röhrichtbestände und Riede und als 

naturnahe Feldgehölze zu erhalten.  

3. Die mit B gekennzeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist als extensive Mäh-

wiese zu entwickeln. 

 

6.4 Örtliche Bauvorschriften  

Die Städte und Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvor-

schriften“ erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege 

tätig zu werden. Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 86 Abs. 

3 der Landesbauordnung M-V gegeben.  

Für den Planungsraum des vorliegenden Bebauungsplans ist in diesem Zusam-

menhang die Zulässigkeit von Einfriedungen festzusetzen. 
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Der Geltungsbereich wird mit Einfriedungen bis zu einer Höhe von 3,0 m inkl. 

Übersteigschutz gesichert. Dabei werden im Sinne des Biotopverbundes und zum 

Schutz von Kleinsäugern und anderen Tierarten Durchschlupfmöglichkeiten in 

den Einfriedungen mit 15-20 cm Höhe im Bodenbereich offengehalten.  

 

Folgende Festsetzungen wurden dazu getroffen:  

1. Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 3,0 m innerhalb des Gel-

tungsbereiches zulässig. Die Einfriedungen sind durchgehend 15 - 

20 cm über dem Boden einzurichten. 

6.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine 

Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein 

gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des 

Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbericht. Durch die Umweltprü-

fung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt sowie de-

ren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter 

nach § 2a BauGB untersucht. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind 

die Realisierung und der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage einschließ-

lich der erforderlichen Nebenanlagen. 

Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und Bewertung 

des Umweltzustandes wird daher der Geltungsbereich des Bebauungsplans ein-

schließlich eines Zusatzkorridors als Grenze des Untersuchungsraumes gewählt. 

Zusammenfassend werden drei Konfliktschwerpunkte mit einem erhöhten Unter-

suchungsbedarf festgestellt:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Flächen-

inanspruchnahme betreffen die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen. 

2. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase sind be-

züglich der Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Boden, Pflanzen und Tie-

re zu beurteilen 

3. Die Wahrnehmbarkeit der Anlage ist bezüglich der Schutzgüter Tiere, 

Mensch und Landschaftsbild zu beurteilen. 

Im Rahmen der Umweltprüfung ist die Prüfung artenschutzrechtlicher Verbots-

tatbestände erforderlich. Aufgrund der Vorprägung durch die intensive Landwirt-

schaft erfolgt diese Prüfung als worst-case-Analyse. 

Für das den Geltungsbereich überlagernde Vogelschutzgebiet „Klocksiner Seen-

kette, Kölpin- und Fleesensee“ (DE 2441-401), wurde im Vorfeld eine Verträg-
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lichkeitsabschätzung durchgeführt. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass Beein-

trächtigungen der Erhaltungsziele und der im Vorhabengebiet vorkommenden 

Zielarten (Kranich, Heidelerche), durch das Vorhaben nach derzeitigem Kenntnis-

stand ausgeschlossen werden können. 

Die bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkintensität ist für dieses Vorhaben 

insgesamt als gering einzuschätzen. Geplante Eingriffe beschränken sich auf ein 

unbedingt notwendiges Maß. Im Vorfeld wurde eine Artenschutzfachbeitrag er-

stellt, der für das Schutzgut Tiere zu folgendem Ergebnis kommt. 

Für die folgenden Tierarten wurden Maßnahmen zur Vermeidung des Eintretens 

von Verbotstatbeständen abgeleitet und bei der artenschutzrechtlichen Prüfung 

einbezogen:  

– Vogelarten, die außerhalb der Fläche brüten: Häufige Brutvogelarten der Ge-

hölze (13 Arten), häufige Arten der (Halb-)Offenlandschaften (3 Arten), Dorn-

grasmücke, Grauammer, Heidelerche, Kranich, Rohrammer, Schilfrohrsänger 

und Star – Festlegung einer Bauzeitenregelung (VM1 1), 

– Vogelarten, die auf der Fläche brüten: Feldlerche (max. 8 Reviere): Neben der 

VM 1 zur Vermeidung des Verbotstatbestandes „Tötung“ ist auch eine CEF-

Maßnahme zur Herstellung von optimierten Fortpflanzungsstätten (inklusive 

attraktiven Nahrungsflächen) erforderlich. Vorgesehen ist die Anlage von 10 

m breiten Blühstreifen auf insgesamt ca. 1250 m Länge (ca. 160 m je Feldler-

chenrevier als Optimum-Habitat in Zusammenhang mit den teilweise weiter 

nutzbaren, teilentwerteten Solarparkflächen). Die benötigten Strukturen sind 

kurzfristig entwickelbar und müssen im 1. Frühjahr (Ende Februar/Anfang 

März) nach Durchführung der Bauarbeiten zur Verfügung stehen. 

– Zauneidechse: Es wurden zwei Aktionsräume unmittelbar außerhalb der Vor-

habenfläche festgestellt. Um eine bauzeitliche Gefährdung durch Überfahren 

(bei Einwandern von Zauneidechsen auf die im Vergleich zu Ackerflächen at-

traktiven Bauflächen) zu vermeiden, ist ein Reptilienschutzzaun in zwei Teil-

abschnitten von je ca. 90 m Länge vorzusehen (VM 2). 

Für alle weiteren festgestellten Arten ist eine Verletzung der artenschutzrechtli-

chen Vorgaben des § 44 (1) Nr. 1-4 Bundesnaturschutzgesetz aufgrund der be-

kannten Wirkungen von Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Verhältnis zur Lage 

der festgestellten Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Arten nicht erkennbar. 

 

6.6 Verkehrskonzept 

Beide Planteile werden grundsätzlich ausgehend von der Orststraße „zum Burg-

wall“ erschlossen. Die Erreichbarkeit der westlich gelegenen Modulreihen wird 

über eine landwirtschaftliche Zuwegung, welche weiter ausgebaut werden muss, 

sichergestellt. Diese ist im Bebauungsplan als private Straßenverkehrsfläche 

festgesetzt. 

 
1 VM=Vermeidungsmaßnahme 
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7. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind keine wesentli-

chen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzwei-

se zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen 

gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

 

Blendwirkungen 

Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen und 

Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. Abend-

stunden auf. Der Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und Südwesten an-

grenzenden Flächen begrenzt.  

Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten gering 

und beschränken sich auf wenige Tage im Jahr.2 

Die nächstgelegene Wohnnutzung befindet sich etwa 100 m südlich des Gel-

tungsbereichs im bewohnten Ortsteil Alte Ziegelei. Blendwirkungen lassen sich 

aufgrund des umgebenden Waldes ausschließen. 

Die Module sind in ihrer Oberfläche und Ausrichtung unabhängig davon so zu ge-

stalten, dass keine störenden Blendwirkungen hervorgerufen werden.  

 

Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können z. B. durch Wechselrichter und Kühleinrich-

tungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichenden Schall-

schutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen mit einem Min-

destabstand von 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung errichtet.  

 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 

 
2 R. BORGMANN, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen 
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8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Stromkabel unterirdisch verlegt, so 

dass es nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt. Gleiches gilt für den 

Netzanschlusspunkt außerhalb des Planungsraumes. Ein Anschluss an das Was-

server- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht erforderlich. Nach jetzigem 

Kenntnisstand wird der produzierte Strom im Umspannwerk Waren (Müritz) ein-

gespeist. Die Errichtung eines eigenen Umspannwerkes in der Nähe einer 110-

kV-Leitung wird in Erwägung gezogen. 

 

8.2 Gewässer 

Anfallendes Niederschlagswasser kann weiterhin innerhalb des Planungsraumes 

versickern. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht zu befürch-

ten, denn mit der Planung werden keine Stoffe freigesetzt, welche die Qualität 

von Grund- und Oberflächenwasser beeinträchtigen können. Durch den ausblei-

benden Eintrag von Düngemitteln und Pestiziden ist mit einer Verbesserung die-

ser zu rechnen.  

 

8.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Telekommu-

nikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom AG. Eine Erschließung der Te-

lekommunikation ist nicht erforderlich. 

 

8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von 

den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete 

Abfallentsorgung erfolgen kann.  

Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Bauge-

schehens anfallende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß 

den technischen Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

(LAGA) zugeführt wird.  

 

8.5 Brandschutz 

Um Zutritt zu der Anlage zu erhalten, werden verschließbare Tore in die-

sen Zaun integriert, die von Fachpersonal und Rettungsdiensten geöffnet 

werden können. 

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, 

sind am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage ver-
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antwortlichen Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dau-

erhaft und deutlich angebracht. 

Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von 

ihnen nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. Über die Wege 

zwischen den Modultischen sowie den Abständen der Modultische unterei-

nander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. Brandweiterleitung 

entgegenwirken. 

Photovoltaikanlagen bestehen im Wesentlichen aus nichtbrennbaren Me-

tallgestellen, den eigentlichen Photovoltaikmodulen, Kabeln sowie Wech-

selrichtern und Transformatoren. Als Brandlast kommen damit Kabelver-

bindungen, kleinere Komponenten der Module (z.B. Anschlussleitung und 

Verbindungsstecker) sowie in geringem Umfang brennbare Bestandteile 

der Wechselrichter und Transformatoren, z.B. ölhaltige Betriebsmittel in 

Frage. Weiterhin könnte es zu einem Brand der umgebenden Vegetation 

kommen, sofern diese trocken ist. Die Löschwasserbereithaltung ist in An-

lehnung an das DVGW-Arbeitsblatt W 405 durch den Vorhabenträger in 

Abstimmung mit den zuständigen Behörden zu realisieren. 



S e i t e  | 18 

 

Bearbeitungsstand: Februar 2023  vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 13  
  „Freiflächensolaranlage am Burgwall Louisenfeld“ 

  Begründung                                                                                                                                        

9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als Denkmal im 

Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern einge-

tragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich der Planung keine Boden-

denkmale oder Verdachtsflächen bekannt.  

Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen 

entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der unteren Denk-

malschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und die Fundstelle bis 

zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur 

und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Anzeigepflicht 

besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer sowie 

zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 

Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftli-

cher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde 

kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte 

Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG 

M-V). 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Flächenbilanz: 

Geltungsbereich   103.102 m² 

Sondergebiet PV     82.280 m² 

davon von Baufläche    70.610 m² 

Grünfläche A      10.097 m² 

Grünfläche B       6.066 m² 

Zufahrtsstraße       4.661 m² 

 

Zu 2.1 Ermittlung des Biotopwertes 

Zur Ermittlung des Biotopwertes wird zunächst aus der Anlage 3 die Wertstufe 

ermittelt. Die Wertstufe für „Graben, trocken gefallen oder zeitweilig wasserfüh-

rend, intensive Instandhaltung“ (FGY), „Intensivgrünland auf Mineralstandorten“ 

(GIM) und „Ruderale Trittflur“ (RTT) ist jeweils 1. Laut Anlage 3 entspricht dies 

dem Biotopwert 1,5. Die Wertstufe für „Sandacker“ (ACS) ist 0. Der durch-

schnittliche Biotopwert berechnet sich aus 1 abzüglich des Versiegelungsgrades 

des derzeitigen Biotoptyps.  

Biotopwert FGY: = 1,5 

Biotopwert GIM: = 1,5 

Biotopwert RTT: = 1,5 

Biotopwert ACS:  1 – 0 (Versiegelungsgrad) = 1 

 

Zu 2.2 Ermittlung des Lagefaktors 

Der Abstand zu vorhandenen Störquellen beträgt weniger als 100 m. Entspre-

chend wurde ein Lagefaktor von 0,75 gewählt.  

 

Zu 2.3 Berechnung des Eingriffsflächenäquivalents für Biotopbeseitigung bzw. 

Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktions-

verlust), ergibt sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Multiplikation aus der 

vom Eingriff betroffenen Fläche des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps 

und dem Lagefaktor. 

Biotoptyp 

 

Fläche  

des beein-

trächtigten 

Biotops in 

m² 

Biotop-

wert 

Lage-

faktor 

EFÄ m² = Fläche * Bio-

topwert * Lagefaktor 

 

Eingriffsflächen-

äquivalent       

[m² EFÄ] 

4.5.4 -

FGY 
923 1,5 0,75 923 * 1,5 * 0,75 1.038 
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9.3.2 -

GIM 
20.776 1,5 0,75 20.776 * 1,5 * 0,75 23.373 

10.2.1 -

RTT 
992 1,5 0,75 992* 1,5 * 0,75 1.116 

12.1.1 - 

ACS 
59.590 1 0,75 59.590 * 1 * 0,75 44.693 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 70.220 

 

Zu 2.4 Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 

Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der Bau-

grenze sind für die geplante befristete Zwischennutzung generell nicht zu erwar-

ten. Der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage erzeugt keine Immissionen, 

die eine Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter erwarten lässt. 

 

Zu 2.5 Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Es ist biotopunabhängig die teilversiegelte Fläche in m² zu ermitteln und mit ei-

nem Zuschlag von 0,2 zu berücksichtigen. Die Verkehrsfläche innerhalb des Gel-

tungsbereiches beträgt 4.307 m². 

Für Trafostationen und die anzulegende Erschließung innerhalb des Geltungsbe-

reiches werden Vollversiegelungen im Umfang von bis zu 350 m² eingeplant. Der 

Zuschlag für Vollversiegelung beträgt 0,5. 

Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Flä-

che 

Zuschlag für Teil-

/Vollversiegelung 

EFÄ= Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Fläche * 

Zuschlag 

Eingriffsflä-

chenäquiva-

lente EFÄ 

4.662 m² 0,2 4.662 * 0,2 933 

350 m² 0,5 350 * 0,5 175 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 1.108 
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Zu 2.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 

multifunktionale Kompensationsbedarf. 

m² EFÄ für Biotop-

beseitigung 
+ 

m² EFÄ für Funkti-

onsbeeinträchtigung 
+ 

EFÄ für Teil-

/Vollversiegelung bzw. 

Überbauung 

Multifunktio-

naler Kom-

pensationsbe-

darf [m² EFÄ] 

70.220 0 1.108 71.328 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs m² EFÄ: 71.328 

 

Zu 2.7 Berücksichtigung kompensationsmindernder Maßnahmen  

Maßnahme 8.30: Anlage auf Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

 

Beschreibung: Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen überschirmten 

Flächen werden der Selbstbegrünung überlassen 

 

Anforderungen: 

o keine Bodenbearbeitung nach Fertigstellung des Solarparks 

o keine Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

o höchstens zweimal jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes 

o Frühster Mahdtermin 15. Juli 

o Anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgesehen 

werden mit einem Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor dem 15. 

Juli 

o Festsetzung der Anerkennungsforderungen im Rahmen der Bau-

leitplanung bzw. der Vorhabengenehmigung 

 

Wert der Zwischenmodulflächen: 

SO EBS  Zwischenmodulflächen GRZ 0,3 (30%) →  0,5 

  Überschirmten Flächen GRZ 0,7  (70%) → 0,2 
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kompensations-

mindernde Maß-

nahme 

Fläche 

in m² 
Wertstufe 

Fläche * Wert d. 

kompensationsmin-

dernden Maßnahme = 

m² FÄ 

Flächenäquivalent d. 

kompens. mindern-

den Maßnahme    

[m² FÄ] 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenanla-

gen (überschirm-

te Fläche) 

49.430 0,2 49.430 * 0,2 9.886 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenanla-

gen (Zwischen-

modulflächen) 

21.180 0,5 21.180 * 0,5 10.590 

Umfang als Flächenäquivalent für die                              

kompensationsmindernde Maßnahme: 
20.476 

Der Gesamtumfang der Flächenäquivalente für die kompensationsmindernde 

Maßnahme ergibt 20.476 m². 

Der um das Flächenäquivalent der kompensationsmindernden Maßnahmen korri-

gierte multifunktionale Kompensationsbedarf wird wie folgt ermittelt: 

Multifunktionaler        

Kompensationsbedarf 

(m² EFÄ) 

- Flächenäquivalent d.                   

kompensationsmindernden          

Maßnahme (m² EFÄ) 

Korrigierter multifunktionaler 

Kompensationsbedarf  

[m² EFÄ] 

71.328 20.476 50.852 

Korrigierter multifunktionaler Kompensationsbedarf: 50.852 

 

Zu 4. Kompensation des Eingriffes 

Flächenbilanz:  Ackerland 6.065 m² 

Maßnahme 2.31:  Umwandlung von Acker in extensive Mähwiesen 

 

Beschreibung: Umwandlung der in der Planzeichnung mit „B“ gekennzeichne-

ten Fläche durch spontane Begrünung oder Initialsaat mit re-

gionaltypischem Saatgut in Grünland mit einer dauerhaften 

naturschutzgerechten Nutzung als Mähwiese. 

 

Anforderungen:  

o Fläche vorher mindestens 5 Jahre als Acker genutzt 

o Bodenwertzahl von maximal 27 Bodenpunkten oder Erfüllung 

des Kriteriums Biotopverbund (hier vorgesehen als Biotopver-

bund und Wildkorridor) 
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o Dauerhaft kein Umbruch oder Nachsaat 

o Walzen und Schleppen nicht im Zeitraum vom 1. März bis   

15. September 

o Kein Einsatz von Düngemitteln und PSSM 

o Mindestbreite 10 Meter 

o Ersteinrichtung durch Selbstbegrünung oder Einsaat von bis 

zu 50% der Fläche mit regional- und standorttypischem Saat-

gut 

o Vorlage eines auf den Standort abgestimmten Pflegeplans 

o Mahd nicht vor dem 1. September 

o Mindestgröße der Fläche 2.000 m² 

 

Kompensationswert: 3,0 + 1,0 (Mahd nicht vor dem 1. September) = 4,0 

Fläche der Maßnahme 

[m²] 

x Kompensationswert der         

Maßnahme 

Kompensationsflächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

6.065 4,0 24.260 

Kompensationsflächenäquivalent 24.260 

 

 

Zu 5. Gesamtbilanzierung 

Es verbleibt ein Kompensationserfordernis von 26.592 KFÄ. Dieser muss durch 

zusätzliche Kompensationsmaßnahmen gedeckt werden.  

Der verbleibende multifunktionale Kompensationsbedarf im Umfang von 

26.592 Flächenäquivalenten wird durch die Zuordnung einer zertifizier-

ten Ökokontomaßnahme innerhalb der Landschaftszone 4 (Höhenrücken 

und Mecklenburgischen Seenplatte) vollständig kompensiert. Im weite-

ren Planverfahren wird die Umsetzung von kompensationsmindernden 

Maßnahmen im Geltungsbereich geprüft, um den Eingriff möglichst vor-

habennah auszugleichen. 

 


